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Informationen des Kreises Dithmarschen
Die öffentliche Bekanntmachung Nr. 137/2020
Allgemeinverfügung des Kreises Dithmarschen über Maß-
nahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung des neuartigen

Coronavirus SARS-CoV-2 auf dem Gebiet des Kreises
Dithmarschen

ist durch Bereitstellung am 20.12.2020 auf der Internetseite des
Kreises Dithmarschen (www.dithmarschen.de) unter der Rubrik
Amtliche Bekanntmachungen erfolgt.
Gemäß §§ 28a Abs. 1, 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 Infektionsschutz-
gesetz (IfSG) in Verbindung mit § 106 Abs. 2 Allgemeines Verwal-
tungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesverwal-
tungsgesetz – LVwG) wird folgende Allgemeinverfügung erlas-
sen:
Soweit der Kreis Dithmarschen die Inzidenz von 70 Corona-
Neuinfektionen (je 100.000 Einwohner in den letzten sieben
Tagen) überschreitet treten folgende Beschränkungen in
Kraft – die Beschränkungen treten wieder außer Kraft, wenn
die Inzidenz an fünf aufeinander folgenden Tagen unter 70
liegt:

1. Das Betreten von allgemeinbildenden Schulen, Förderzen-
tren, berufsbildenden Schulen, Ergänzungs- und Ersatz-
schulen ist untersagt. Ausgenommen vom Betretungsverbot
sind:
a) Schülerinnen und Schüler,
b) Lehrkräfte,
c) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die an den Schulen tätig

sind,
d) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Unternehmen, die

zur Ausführung von Arbeiten an den Schulen tätig sind,
e) Personen, die sprach- und heilpädagogische Angebote er-

bringen,
f) erforderliche Schulbegleiterinnen und -begleiter,
g) Betreiber sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von

schulischen Mensen und ähnlichen Einrichtungen,
h) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von schulischen Institu-

tionen sowie anderen Kooperationspartnern, deren Anwe-
senheit von der Schulleitung aus dienstlichen Gründen als
notwendig angesehen wird,

i) Eltern und Erziehungsberechtigte, deren Anwesenheit aus
dienstlichen Gründen von der Schulleitung als notwendig
angesehen wird,

j) Personen im Rahmen nicht-schulischer Veranstaltungen,
soweit der jeweilige Schulträger die Nutzung der Räume
gestattet, sowie

k) Personen, die Waren von Lieferanten an einen fest defi-
nierten Punkt in der Einrichtung übergeben.

Schulverwaltung und Schulträger sind verpflichtet, weiterge-
hende schulorganisatorische Maßnahmen zu ergreifen, um
das Risiko einer Ansteckung mit dem SARS-CoV-2-Virus im
Schulbetrieb zu reduzieren.

2. Erwachsene Personen (einschließlich der pädagogischen
Fachkräfte) sollen in Angeboten der Kindertagesbetreuung
(Elementar, Krippe, Hort und Kindertagespflege) eine Mund-
Nasen-Bedeckung im Sinne des § 2a Abs. 1 Satz 1 der Lan-
desverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-
CoV-2, ersatzverkündet am 14.12.2020, tragen. Dies gilt
nicht für Personen, die aufgrund einer körperlichen, geistigen
oder psychischen Beeinträchtigung keine Mund-Nasen-Be-
deckung tragen können und dies glaubhaft machen können.
Pädagogische Fachkräfte können in der Betreuung der Kin-
der mit Blick auf das Kindeswohl situationsabhängig, z. B.
zur gezielten Sprachförderung oder beim Streitschlichten
und Trösten der Kinder, vorübergehend auf das Tragen einer
Mund-Nasen-Bedeckung verzichten.

3. Ausnahmen von Ziffer 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung
können vom Gesundheitsamt des Kreises Dithmarschen ge-
währt werden, soweit die durch die Beschränkungen bewirk-
ten Belastungen im Einzelfall eine besondere Härte darstel-
len und die Belange des Infektionsschutzes nicht überwie-
gen.

4. Der Kreis Dithmarschen gibt die täglichen Inzidenzwerte, das
Unterschreiten der Inzidenz von 70 Corona-Neuinfektionen
(je 100.000 Einwohner in den letzten sieben Tagen) an fünf
aufeinander folgenden Tagen auf seiner Internetseite unter
www.dithmarschen.de bekannt und teilt dort auch mit, ob
die angeordneten Maßnahmen dieser Allgemeinverfügung
derzeit in Kraft sind.

5. Diese Allgemeinverfügung gilt ab Montag, den 21. Dezem-
ber 2020 und ist nach §§ 28a Absatz 1, 28 Absatz 1 Satz 1
und 2 in Verbindung mit § 16 IfSG befristet bis einschließ-
lich Sonntag, den 10. Januar 2021.

6. Die Allgemeinverfügungen ist gemäß §§ 28a, 28 Absatz 3 in
Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar.

7. Die Allgemeinverfügung Nr. 131/2020 vom 11.12.2020 wird
mit Ablauf des 20.12.2020 aufgehoben.

Die Langfassung mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung
unter www.dithmarschen.de.

Der Landrat
Stabsstelle für Presse-

und Öffentlichkeitsarbeit
Im Auftrag

Björn Jörgensen

KREISBLATT FÜR DITHMARSCHEN

Informationen des Kreises Dithmarschen
Die öffentlichen Bekanntmachungen Nr. 135/2020

Vorzeitige Besitzeinweisung
Flurstück 44/1, Flur 6, Gemarkung Eggstedt, Größe in m²

1.302 m² (dauerhaft: 40 m2, vorübergehend: 109 m2), einge-
tragen im Grundbuch von Eggstedt Blatt 639, eingetragene

Eigentümerin: Steffi Schröder, Eggstedt
ist durch Bereitstellung am 18.12.2020 auf der Internetseite des
Kreises Dithmarschen (www.dithmarschen.de) unter der Rubrik
Amtliche Bekanntmachungen erfolgt.
Es handelt sich um eine Bekanntmachung des Ministeriums für
Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des
Landes Schleswig-Holstein – Die Enteignungskommissarin.

Der Landrat
Stabsstelle für Presse-

und Öffentlichkeitsarbeit
Im Auftrag

Melanie Kaacksteen

AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung Nr. 168/2020
des Amtes Marne-Nordsee

Objekt / Gewerk Rohbauarbeiten

Auftraggeber Amt Marne-Nordsee
Alter Kirchhof 4-5, 25709 Marne
Ansprechpartner: Herr Gülck
Tel.: 04851-9596 22
info@amt-marne-nordsee.de

Planung Neubau Kindertagesstätte Helse
dl architekten PartG mbH
Herrn Lundelius
Eisenbahnstr. 8, 25821 Bredstedt
Tel.: 04971-91090
info@dl-architekten.de

Vergabeverfahren Öffentliche Ausschreibung

Ausführungsort Alte Landstr. Nr. 1a, 25709 Helse

Umfang - umfangreiche Erdarbeiten / Erdaustausch
- Stahlbetonfundamente / Sohle in

Flachgründung
- Hintermauerwerk mit Ringbalken
- Verblendarbeiten
- Innenputz
- Stahlzargen

Ausführungsbeginn Februar 2021

Anforderung Die Unterlagen können bis zum 15.01.2021
beim Amt Marne-Nordsee Alter Kirchweg
4/5 in 25709 Marne in Papierform, oder als
PDF bzw. GAEB Datei unter info@amt-mar-
ne-nordsee.de angefordert werden. Ein
elektronisches Vergabeverfahren ist nicht
vorgesehen.

Submission Die Submission findet statt am 27.01.2021
Ort: Amt Marne-Nordsee Alter Kirchhof 4/5
25709 Marne Sitzungssaal Gebäude 1 Zim-
mer 1-20

Gebühr Keine

Eröffnung 27.01.2021 um 10:00h
Marne, den 21.12.2020
Amt Marne-Nordsee
Der Amtsvorsteher
gez. Harm Schloe
Veröffentlicht in der Marner Zeitung am: 22.12.2020

Bekanntmachung Nr. 167/2020 des Amtes Marne-
Nordsee für die Gemeinde Schmedeswurth

Satzung der Gemeinde Schmedeswurth über die Erhebung einer
Hundesteuer (Hundesteuersatzung)

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung für
Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H.,
2003, S. 57) sowie aufgrund von § 1 Abs. 1, § 2, § 3 Abs. 1 Satz 1 und
Abs. 6 sowie § 18 des Kommunalabgabengesetzes des Landes
Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-H.,
2005, S. 27) jeweils in der zuletzt gültigen Fassung, wird nach Be-
schlussfassung durch die Gemeindevertretung Schmedeswurth vom
15.12.2020 folgende Satzung erlassen:

§ 1 Steuergegenstand
Gegenstand der Steuer ist das Halten eines Hundes oder mehrerer
Hunde im Gemeindegebiet der Gemeinde Schmedeswurth.

§ 2 Steuerpflicht
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund oder mehrere Hunde in seinen

Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat (Hundehalter).
(2) Alle in einem Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren

Haltern gemeinsam gehalten.
Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund oder mehrere

Hunde, so sind sie Gesamtschuldner.
Haushalt im Sinne dieser Satzung ist eine aus einer oder mehreren
Personen bestehende Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft.

§ 3 Beginn und Ende der Steuerpflicht
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem ersten Tag des Kalendermonats,

der auf den Monat folgt, in dem ein Hund in einen Haushalt oder
Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens nach Ablauf des
Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate alt wird.

(2) Wer einen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Ver-
wahrung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält,
braucht ihn nicht zu versteuern.

(3) Die Steuerpflicht endet mit dem letzten Tag des Monats vor dem
Monat, in dem der Hund abgeschafft wird, abhandenkommt oder
eingeht.

(4) Bei Wohnortwechsel des Hundehalters endet die Steuerpflicht mit
dem letzten Tag des Monats vor dem Monat in den der Wegzug
fällt; sie beginnt mit dem ersten Tag des Kalendermonats, der auf
den Monat des Zuzuges folgt.

(5) Die Steuerpflicht für einen gefährlichen Hund (§ 5 Abs. 4) beginnt
mit dem ersten Tag des auf die Bestandskraft des durch die Ord-
nungsbehörde des Amtes Marne-Nordsee ergangenen Feststel-
lungsbescheides folgenden Kalendermonats.

§ 4 Auskunftspflicht
(1) Jeder Hundehalter ist gegenüber der Gemeinde auf Anfrage ver-

pflichtet, über die Anzahl der von ihm gehaltenen Hunde jederzeit
Auskunft zu erteilen.
Bei Durchführungen von Hundezählungen sind die Grundstücksei-
gentümer, Haushaltsvorstände, Geschäftsführer und Hundehalter
verpflichtet, der Gemeinde Schmedeswurth oder den von ihnen
beauftragten Personen wahrheitsgemäß Auskunft über die Hunde-
haltung zu geben.

(2) Weiterhin ist der Hundehalter verpflichtet, den in § 4 Absatz 1 an-
gegebenen Personen wahrheitsgemäß Fragen über die Rasse sei-
nes Hundes zu beantworten.

(3) Hiervon werden die Hundehalter nach § 3 Absatz 2 nicht berührt.
§ 5 Steuersatz

(1) Die Steuer beträgt jährlich
a) für den ersten Hund 30,00 Euro
b) für den zweiten Hund 50,00 Euro
c) für jeden weiteren Hund 70,00 Euro

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der
Berechnung der Anzahl der Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die
die Steuer ermäßigt wird (§ 6), gelten als erste Hunde.

(3) Für als gefährlich geltende Hunde nach § 5 Absatz 4 beträgt die
Steuer 200,00 Euro jährlich.

(4) Als gefährlich gelten
a. Hunde, die einen Menschen gebissen haben, sofern dies nicht

zur Verteidigung anlässlich einer strafbaren Handlung oder aus
dem elementaren Selbsterhaltungstrieb der Hunde geschah,

b. Hunde, die außerhalb des befriedeten Besitztums des Hundeh-
alters wiederholt in gefahrdrohender Weise Menschen ange-
sprungen haben oder ein anderes aggressives Verhalten zeigen,
das nicht dem elementaren Selbsterhaltungstrieb der Hunde
entspringt,

c. Hunde, die ein anderes Tier durch Biss geschädigt haben, ohne
selbst angegriffen worden zu sein, oder einen anderen Hund
trotz dessen erkennbarer artüblicher Unterwerfungsgestik ge-
bissen haben oder

d. Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie unkon-
trolliert Tiere hetzen oder reißen.

§ 6 Steuerermäßigung
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu er-

mäßigen für das Halten von
a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden,

welche von dem nächsten bewohnten Gebäude mehr als 300 m
entfernt liegen;

b) Hunden, die zur Bewachung von Binnenschiffen benötigt wer-
den;

c) Hunden, die von zugelassenen Unternehmen des Bewachungs-
gewerbes oder von berufsmäßigen Einzelwächtern bei Aus-
übung des Wachdienstes benötigt werden;

d) abgerichteten Hunden, die von Artisten und berufsmäßigen
Schaustellern für ihre Berufsarbeit benötigt werden;

e) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten-oder Ret-
tungshunde verwendet werden und eine Prüfung vor anerkann-
ten Leistungsgerichten abgelegt haben. Das mit dem Antrag
vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als 2 Jahre sein;

f) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt
haben und jagdlich verwendet werden.

(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Ge-
werbe angemeldet haben, haben zwei Hunde mit den Steuersätzen
für den ersten und zweiten Hund zu versteuern. Für weitere Hunde,
die weniger als sechs Monate im Besitz sind, braucht keine Steuer
entrichtet zu werden.

§ 7 Zwingersteuer
(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der

gleichen Rasse, darunter eine Hündin im zuchtfähigen Alter, zu
Zuchtzwecken halten, wird die Steuer auf Antrag in der Form einer
Zwingersteuer erhoben, wenn der Zwinger und die Zuchttiere in ein
von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung geführtes Zucht-
oder Stammbuch eingetragen sind.

(2) Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwecken
gehalten wird, die Hälfte der Steuer nach § 5 Absatz 1, jedoch nicht
mehr als die Steuer für einen ersten und einen zweiten Hund. Das
Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, solange sie sich im
Zwinger befinden und nicht älter als 6 Monate sind.

§ 8 Steuerbefreiung
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von:

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und
Einrichtungen, deren Unterhaltungskosten überwiegend aus öf-
fentlichen Mitteln bestritten werden;

2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst an-
gestellter Personen, von bestätigten Jagdaufsehern und von
Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd-oder Feldschutz
erforderlichen Anzahl;

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl;
4. Sanitäts-oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts-

oder Zivilschutzeinheiten gehalten werden;
5. Hunden, die von wissenschaftlichen Instituten ausschließlich zu

wissenschaftlichen Zwecken gehalten werden;
6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz-oder ähnlichen Verei-

nen vorübergehend untergebracht sind und nicht auf die Straße
gelassen werden;

7. Blindenführhunden;
8. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber oder hilflo-

ser Personen unentbehrlich sind; die Steuerbefreiung kann von
der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht
werden.

§ 9 Allgemeine Voraussetzung für die Steuerermäßigung und die
Steuerbefreiung

Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich

geeignet sind,
2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tier-

quälerei bestraft ist,
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes

entsprechende Unterkunftsräume vorhanden sind,
4. in den Fällen des § 6 Abs. 2, § 7 und § 8 Ziffer 6 ordnungsgemä-

ße Bücher über den Bestand, den Erwerb und die Veräußerung
der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden.

§ 10 Steuerfreiheit
Steuerfrei sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der
Gemeinde Schmedeswurth aufhalten, für die Hunde, die sie bei ihrer
Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der
Bundesrepublik versteuern.

§ 11 Meldepflichten
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn bin-
nen 14 Tagen bei der Gemeinde Schmedeswurth anzumelden. Neuge-
borene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt
als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 3 Abs. 2 nach
Ablauf des Monats. Bei der Anmeldung ist die Hunderasse anzuge-
ben.
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14
Tagen abzumelden. Im Falle der Veräußerung des Hundes sind bei der
Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers anzugeben.
(3) Entfallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder
Steuerbefreiung, so hat der Hundehalter das binnen 14 Tagen anzu-
zeigen. Die Gemeinde Schmedeswurth gibt keine Hundesteuermarken
aus.

§ 12 Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Die Steuer wird für ein

Kalenderjahr oder – wenn die Steuerpflicht erst während des Ka-
lenderjahres beginnt – für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.

(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des
Festsetzungsbescheides für die zurückliegende Zeit und sodann
jährlich zum 15. Februar fällig.
Bis zum Zugehen eines neuen Festsetzungsbescheides ist die
Steuer über das Kalenderjahr hinaus zu dem gleichen Fälligkeits-
termin weiter zu entrichten (Dauerbescheid). Endet die Steuer-
pflicht, so ist die zu viel gezahlte Steuer zu erstatten.

§ 13 Ordnungswidrigkeiten
Zuwiderhandlungen gegen § 11 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18
Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes.

§ 14 Datenschutz
Die Nutzung und Verarbeitung der Daten erfolgt unter Beachtung der
Vorschriften der europäischen Datenschutzgrundverordnung (EU-
DSVGO) und des Schleswig-Holsteinischen Gesetzes zum Schutz
personenbezogener Informationen (Landesdatenschutzgesetz –
LDSG) in der jeweils geltenden Fassung.
Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zweck
der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeitet werden.

§ 15 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 10.12.2015 außer
Kraft.

(2) Für die männlich gewählte Form gilt die weibliche Form entspre-
chend.

Schmedeswurth, 15.12.2020
gez. Harm Schloe
(Harm Schloe)
Bürgermeister
Die vorstehende Hundesteuersatzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht. Die Unterlagen liegen während der Dienststunden öffentlich
im Rathaus, Zimmer 1-07, aus.
Marne, den 16.12.2020
Amt Marne-Nordsee
Der Amtsvorsteher
gez. Harm Schloe
Veröffentlicht in der Marner Zeitung am: 22.12.2020
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hende schulorganisatorische Maßnahmen zu ergreifen, um
das Risiko einer Ansteckung mit dem SARS-CoV-2-Virus im
Schulbetrieb zu reduzieren.
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Nasen-Bedeckung im Sinne des § 2a Abs. 1 Satz 1 der Lan-
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Die Langfassung mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung
unter www.dithmarschen.de.

Der Landrat
Stabsstelle für Presse-

und Öffentlichkeitsarbeit
Im Auftrag

Björn Jörgensen

KREISBLATT FÜR DITHMARSCHEN

Informationen des Kreises Dithmarschen
Die öffentlichen Bekanntmachungen Nr. 135/2020

Vorzeitige Besitzeinweisung
Flurstück 44/1, Flur 6, Gemarkung Eggstedt, Größe in m²

1.302 m² (dauerhaft: 40 m2, vorübergehend: 109 m2), einge-
tragen im Grundbuch von Eggstedt Blatt 639, eingetragene

Eigentümerin: Steffi Schröder, Eggstedt
ist durch Bereitstellung am 18.12.2020 auf der Internetseite des
Kreises Dithmarschen (www.dithmarschen.de) unter der Rubrik
Amtliche Bekanntmachungen erfolgt.
Es handelt sich um eine Bekanntmachung des Ministeriums für
Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des
Landes Schleswig-Holstein – Die Enteignungskommissarin.

Der Landrat
Stabsstelle für Presse-

und Öffentlichkeitsarbeit
Im Auftrag

Melanie Kaacksteen

AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung Nr. 168/2020
des Amtes Marne-Nordsee

Objekt / Gewerk Rohbauarbeiten

Auftraggeber Amt Marne-Nordsee
Alter Kirchhof 4-5, 25709 Marne
Ansprechpartner: Herr Gülck
Tel.: 04851-9596 22
info@amt-marne-nordsee.de

Planung Neubau Kindertagesstätte Helse
dl architekten PartG mbH
Herrn Lundelius
Eisenbahnstr. 8, 25821 Bredstedt
Tel.: 04971-91090
info@dl-architekten.de

Vergabeverfahren Öffentliche Ausschreibung

Ausführungsort Alte Landstr. Nr. 1a, 25709 Helse

Umfang - umfangreiche Erdarbeiten / Erdaustausch
- Stahlbetonfundamente / Sohle in

Flachgründung
- Hintermauerwerk mit Ringbalken
- Verblendarbeiten
- Innenputz
- Stahlzargen

Ausführungsbeginn Februar 2021

Anforderung Die Unterlagen können bis zum 15.01.2021
beim Amt Marne-Nordsee Alter Kirchweg
4/5 in 25709 Marne in Papierform, oder als
PDF bzw. GAEB Datei unter info@amt-mar-
ne-nordsee.de angefordert werden. Ein
elektronisches Vergabeverfahren ist nicht
vorgesehen.

Submission Die Submission findet statt am 27.01.2021
Ort: Amt Marne-Nordsee Alter Kirchhof 4/5
25709 Marne Sitzungssaal Gebäude 1 Zim-
mer 1-20

Gebühr Keine

Eröffnung 27.01.2021 um 10:00h
Marne, den 21.12.2020
Amt Marne-Nordsee
Der Amtsvorsteher
gez. Harm Schloe
Veröffentlicht in der Marner Zeitung am: 22.12.2020

Bekanntmachung Nr. 167/2020 des Amtes Marne-
Nordsee für die Gemeinde Schmedeswurth

Satzung der Gemeinde Schmedeswurth über die Erhebung einer
Hundesteuer (Hundesteuersatzung)

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung für
Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H.,
2003, S. 57) sowie aufgrund von § 1 Abs. 1, § 2, § 3 Abs. 1 Satz 1 und
Abs. 6 sowie § 18 des Kommunalabgabengesetzes des Landes
Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-H.,
2005, S. 27) jeweils in der zuletzt gültigen Fassung, wird nach Be-
schlussfassung durch die Gemeindevertretung Schmedeswurth vom
15.12.2020 folgende Satzung erlassen:

§ 1 Steuergegenstand
Gegenstand der Steuer ist das Halten eines Hundes oder mehrerer
Hunde im Gemeindegebiet der Gemeinde Schmedeswurth.

§ 2 Steuerpflicht
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund oder mehrere Hunde in seinen

Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat (Hundehalter).
(2) Alle in einem Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren

Haltern gemeinsam gehalten.
Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund oder mehrere

Hunde, so sind sie Gesamtschuldner.
Haushalt im Sinne dieser Satzung ist eine aus einer oder mehreren
Personen bestehende Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft.

§ 3 Beginn und Ende der Steuerpflicht
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem ersten Tag des Kalendermonats,

der auf den Monat folgt, in dem ein Hund in einen Haushalt oder
Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens nach Ablauf des
Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate alt wird.

(2) Wer einen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Ver-
wahrung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält,
braucht ihn nicht zu versteuern.

(3) Die Steuerpflicht endet mit dem letzten Tag des Monats vor dem
Monat, in dem der Hund abgeschafft wird, abhandenkommt oder
eingeht.

(4) Bei Wohnortwechsel des Hundehalters endet die Steuerpflicht mit
dem letzten Tag des Monats vor dem Monat in den der Wegzug
fällt; sie beginnt mit dem ersten Tag des Kalendermonats, der auf
den Monat des Zuzuges folgt.

(5) Die Steuerpflicht für einen gefährlichen Hund (§ 5 Abs. 4) beginnt
mit dem ersten Tag des auf die Bestandskraft des durch die Ord-
nungsbehörde des Amtes Marne-Nordsee ergangenen Feststel-
lungsbescheides folgenden Kalendermonats.

§ 4 Auskunftspflicht
(1) Jeder Hundehalter ist gegenüber der Gemeinde auf Anfrage ver-

pflichtet, über die Anzahl der von ihm gehaltenen Hunde jederzeit
Auskunft zu erteilen.
Bei Durchführungen von Hundezählungen sind die Grundstücksei-
gentümer, Haushaltsvorstände, Geschäftsführer und Hundehalter
verpflichtet, der Gemeinde Schmedeswurth oder den von ihnen
beauftragten Personen wahrheitsgemäß Auskunft über die Hunde-
haltung zu geben.

(2) Weiterhin ist der Hundehalter verpflichtet, den in § 4 Absatz 1 an-
gegebenen Personen wahrheitsgemäß Fragen über die Rasse sei-
nes Hundes zu beantworten.

(3) Hiervon werden die Hundehalter nach § 3 Absatz 2 nicht berührt.
§ 5 Steuersatz

(1) Die Steuer beträgt jährlich
a) für den ersten Hund 30,00 Euro
b) für den zweiten Hund 50,00 Euro
c) für jeden weiteren Hund 70,00 Euro

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der
Berechnung der Anzahl der Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die
die Steuer ermäßigt wird (§ 6), gelten als erste Hunde.

(3) Für als gefährlich geltende Hunde nach § 5 Absatz 4 beträgt die
Steuer 200,00 Euro jährlich.

(4) Als gefährlich gelten
a. Hunde, die einen Menschen gebissen haben, sofern dies nicht

zur Verteidigung anlässlich einer strafbaren Handlung oder aus
dem elementaren Selbsterhaltungstrieb der Hunde geschah,

b. Hunde, die außerhalb des befriedeten Besitztums des Hundeh-
alters wiederholt in gefahrdrohender Weise Menschen ange-
sprungen haben oder ein anderes aggressives Verhalten zeigen,
das nicht dem elementaren Selbsterhaltungstrieb der Hunde
entspringt,

c. Hunde, die ein anderes Tier durch Biss geschädigt haben, ohne
selbst angegriffen worden zu sein, oder einen anderen Hund
trotz dessen erkennbarer artüblicher Unterwerfungsgestik ge-
bissen haben oder

d. Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie unkon-
trolliert Tiere hetzen oder reißen.

§ 6 Steuerermäßigung
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu er-

mäßigen für das Halten von
a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden,

welche von dem nächsten bewohnten Gebäude mehr als 300 m
entfernt liegen;

b) Hunden, die zur Bewachung von Binnenschiffen benötigt wer-
den;

c) Hunden, die von zugelassenen Unternehmen des Bewachungs-
gewerbes oder von berufsmäßigen Einzelwächtern bei Aus-
übung des Wachdienstes benötigt werden;

d) abgerichteten Hunden, die von Artisten und berufsmäßigen
Schaustellern für ihre Berufsarbeit benötigt werden;

e) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten-oder Ret-
tungshunde verwendet werden und eine Prüfung vor anerkann-
ten Leistungsgerichten abgelegt haben. Das mit dem Antrag
vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als 2 Jahre sein;

f) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt
haben und jagdlich verwendet werden.

(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Ge-
werbe angemeldet haben, haben zwei Hunde mit den Steuersätzen
für den ersten und zweiten Hund zu versteuern. Für weitere Hunde,
die weniger als sechs Monate im Besitz sind, braucht keine Steuer
entrichtet zu werden.

§ 7 Zwingersteuer
(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der

gleichen Rasse, darunter eine Hündin im zuchtfähigen Alter, zu
Zuchtzwecken halten, wird die Steuer auf Antrag in der Form einer
Zwingersteuer erhoben, wenn der Zwinger und die Zuchttiere in ein
von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung geführtes Zucht-
oder Stammbuch eingetragen sind.

(2) Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwecken
gehalten wird, die Hälfte der Steuer nach § 5 Absatz 1, jedoch nicht
mehr als die Steuer für einen ersten und einen zweiten Hund. Das
Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, solange sie sich im
Zwinger befinden und nicht älter als 6 Monate sind.

§ 8 Steuerbefreiung
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von:

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und
Einrichtungen, deren Unterhaltungskosten überwiegend aus öf-
fentlichen Mitteln bestritten werden;

2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst an-
gestellter Personen, von bestätigten Jagdaufsehern und von
Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd-oder Feldschutz
erforderlichen Anzahl;

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl;
4. Sanitäts-oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts-

oder Zivilschutzeinheiten gehalten werden;
5. Hunden, die von wissenschaftlichen Instituten ausschließlich zu

wissenschaftlichen Zwecken gehalten werden;
6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz-oder ähnlichen Verei-

nen vorübergehend untergebracht sind und nicht auf die Straße
gelassen werden;

7. Blindenführhunden;
8. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber oder hilflo-

ser Personen unentbehrlich sind; die Steuerbefreiung kann von
der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht
werden.

§ 9 Allgemeine Voraussetzung für die Steuerermäßigung und die
Steuerbefreiung

Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich

geeignet sind,
2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tier-

quälerei bestraft ist,
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes

entsprechende Unterkunftsräume vorhanden sind,
4. in den Fällen des § 6 Abs. 2, § 7 und § 8 Ziffer 6 ordnungsgemä-

ße Bücher über den Bestand, den Erwerb und die Veräußerung
der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden.

§ 10 Steuerfreiheit
Steuerfrei sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der
Gemeinde Schmedeswurth aufhalten, für die Hunde, die sie bei ihrer
Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der
Bundesrepublik versteuern.

§ 11 Meldepflichten
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn bin-
nen 14 Tagen bei der Gemeinde Schmedeswurth anzumelden. Neuge-
borene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt
als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 3 Abs. 2 nach
Ablauf des Monats. Bei der Anmeldung ist die Hunderasse anzuge-
ben.
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14
Tagen abzumelden. Im Falle der Veräußerung des Hundes sind bei der
Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers anzugeben.
(3) Entfallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder
Steuerbefreiung, so hat der Hundehalter das binnen 14 Tagen anzu-
zeigen. Die Gemeinde Schmedeswurth gibt keine Hundesteuermarken
aus.

§ 12 Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Die Steuer wird für ein

Kalenderjahr oder – wenn die Steuerpflicht erst während des Ka-
lenderjahres beginnt – für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.

(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des
Festsetzungsbescheides für die zurückliegende Zeit und sodann
jährlich zum 15. Februar fällig.
Bis zum Zugehen eines neuen Festsetzungsbescheides ist die
Steuer über das Kalenderjahr hinaus zu dem gleichen Fälligkeits-
termin weiter zu entrichten (Dauerbescheid). Endet die Steuer-
pflicht, so ist die zu viel gezahlte Steuer zu erstatten.

§ 13 Ordnungswidrigkeiten
Zuwiderhandlungen gegen § 11 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18
Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes.

§ 14 Datenschutz
Die Nutzung und Verarbeitung der Daten erfolgt unter Beachtung der
Vorschriften der europäischen Datenschutzgrundverordnung (EU-
DSVGO) und des Schleswig-Holsteinischen Gesetzes zum Schutz
personenbezogener Informationen (Landesdatenschutzgesetz –
LDSG) in der jeweils geltenden Fassung.
Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zweck
der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeitet werden.

§ 15 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 10.12.2015 außer
Kraft.

(2) Für die männlich gewählte Form gilt die weibliche Form entspre-
chend.

Schmedeswurth, 15.12.2020
gez. Harm Schloe
(Harm Schloe)
Bürgermeister
Die vorstehende Hundesteuersatzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht. Die Unterlagen liegen während der Dienststunden öffentlich
im Rathaus, Zimmer 1-07, aus.
Marne, den 16.12.2020
Amt Marne-Nordsee
Der Amtsvorsteher
gez. Harm Schloe
Veröffentlicht in der Marner Zeitung am: 22.12.2020


